
zu haben, da sich die soziale Struktur ihrer 
Wähler kaum von derjenigen der Gesamt-
bevölkerung unterscheide (NPD „Weg-Wille-
Ziel", S. 14). Beide Behauptungen sind unzu-
treffend.

Wie schon 1966 in Hessen und Bayern stimm-
ten im abgelaufenen Jahr wiederum vorwie-
gend ältere Wähler für die NPD. Dagegen ent-
fielen auf die Altersgruppe der 21—30jäh-

rigen in Rheinland-Pfalz nur 5,5 %, in Schles-
wig-Holstein, 4,4 °/o, in Niedersachsen 4,9 0/0 
und in Bremen 7,1 0/0 der NPD-Stimmen. Damit 
liegen die Jungwähler — bezogen auf den ge-
samten Stimmenanteil der NPD — unter dem 
Durchschnitt. Bemerkenswert gering blieb auch 
der Anteil der Frauen unter den NPD-Wäh-
lern. Im einzelnen liegen aus den Repräsenta-
tiv-Stimmbezirken folgende Ergebnisse vor:





Auch die soziale Struktur der NPD-Wähler 
unterscheidet sich deutlich von derjenigen der 
Gesamtbevölkerung.

Wie schon im Jahre 1966 gewann die Partei 
in katholischen Bevölkerungskreisen die we-
nigsten Stimmen. In Rheinland-Pfalz und Nie-
dersachsen ging sie in Gebieten mit überwie-
gend katholischer Bevölkerung nahezu leer 
aus. Daran änderten auch wirtschaftlich ungün-
stige Verhältnisse nichts, die der NPD sonst zu 
überdurchschnittlichen Erfolgen verhalfen (vgl. 
Skizze 2 und 3). Im übrigen haben sich in 
allen vier Ländern deutliche Übereinstimmun-
gen in der Berufsschichtung von NPD-Mitglie-
dern und -Wählern ergeben. Ein großer Teil 
der NPD-Anhänger gehört zur bürgerlichen 
Mittelschicht. Zu diesem Ergebnis kommt das 
Institut für vergleichende Sozialforschung — 
Arbeitsgruppe „Rechtsradikalismus" — an der 
Universität Köln auf Grund der Auswertung 
von Meinungsumfragen des DIVO-Instituts 
aus dem Jahre 1966, die sich auf das gesamte 
Bundesgebiet erstreckten. Innerhalb der sozia-
len Schichten der Bevölkerung, die sich aus 
den Angaben zu Beruf, Einkommen und Schul-
bildung ergeben, sind danach die Anhänger 
der NPD wie folgt repräsentiert:

Umfragen von Mai/Juni 1967 lassen jedoch 
gewisse Verschiebungen in der NPD-Anhän-
gerschaft erkennen. Mit dem größeren Be-
kanntwerden der Partei hat sie besonders bei 
den Landwirten, aber auch bei den Arbeitern 
an Sympathie gewonnen, während im Unter-
schied zu 1966 Angehörige der gehobenen 
freien Berufe einschließlich der Akademiker 
größere Zurückhaltung gegenüber der NPD 
übten.
Wie das Institut weiter ermittelte, haben die 
befragten Personen je nach ihrem Bildungs-
grad die Frage „Was halten Sie von der NPD" 
unterschiedlich beantwortet. Personen, deren 
Abitur oder Studium in die NS-Zeit fällt, 
äußern am häufigsten Sympathie für die NPD, 
während die „junge Intelligenz" (Abitur und 
Hochschulstudium nach 1945) sie am stärksten 
ablehnt.

Schulbildung und NPD-Bewertung (in Prozent)

Nach einer Meinungsumfrage des Instituts für 
Demoskopie Allensbach vom Sommer 1967 
über den politischen Standort der Studenten 
im Bundesgebiet sympathisierten im Sommer 
1966 3%, ein Jahr später nur noch 20/0 mit 
der NPD.

Uber die politische Herkunft der NPD-Wähler 
geben Vergleiche mit früheren Wahlen Auf-
schluß:

Die regionalen Schwerpunkte der NPD decken 
sich weitgehend mit denjenigen der NSDAP 
bei den Reichstagswahlen 1932 (vgl. Skizzen 2 
und 3) sowie der SRP und DRP nach 1945.

Die NPD profitiert von der höheren Wahl 
beteiligung. Insbesondere gewann sie Protest-
stimmen bisheriger Nichtwähler. Doch haben 
auch die demokratischen Parteien in gewissem 
Umfange Stimmen an die NPD abgegeben.

Die Wahlergebnisse der NPD können nicht als 
Ausdruck einer positiven Einstellung zum Na-
tionalsozialismus in der Gesamtbevölkerung 
der Bundesrepublik Deutschland gewertet wer-
den. Nach den Umfrageergebnissen des Insti-
tuts für Demoskopie Allensbach war der 
Anteil derjenigen, die eine neue national-
sozialistische Partei begrüßen und unterstüt-





zen würden, von 5 °/o im Jahre 1953 auf 2 °/o 
im Jahre 1962 gesunken und seither unverän-
dert geblieben (Stand: Februar 1967). Der An-
teil der Personen, die eine solche Partei be-
grüßen, sie aber nicht aktiv unterstützen wür-
den, betrug 1953 noch 8%, 1962 noch 5 °/o, im 
Februar 1967 dagegen nur mehr 2 °/o.

4. Nahziele
Die NPD bereitet sich schon jetzt auf die 
Bundestagswahl 1969 vor. Sie erwartet einen 
Stimmenanteil von mindestens 10% und eine 
entsprechende Zahl von Sitzen im Bundestag. 
Der Vorstand hat die Parteiarbeit ganz auf die-
ses Ziel ausgerichtet und interne Maßnahmen 
zur Stärkung der Organisation angekündigt. 
Diese Reform soll ein erfolgreiches Abschnei-
den der NPD schon bei den Landtagswahlen in 

Baden-Württemberg am 28. April 1968 ermög-
lichen, die die NPD als „letzte Bewährungs-
probe" vor der Bundestagswahl ansieht (DN 
Nr. 46/67, S. 11). Sie hat den Wahlkampf be-
reits fünf Monate vor dem Wahltermin mit 
dem Landesparteitag am 2. Dezember 1967 er-
öffnet. Gleichzeitig begannen Wahlabsprachen 
mit Restgruppen gescheiterter Rechtsparteien 
sowie intensive Vorbereitungen auf die erste 
Versammlungswelle. Die Parolen lassen erken-
nen, daß die Partei im Wahlkampf den Land-
wirten, dem Mittelstand, den Vertriebenen 
und den Arbeitern besondere Aufmerksamkeit 
zuwendet. Besonders bei den Heimatvertriebe-
nen rechnet sie mit einem „kaum erschöpfba-
ren Reservoir an Wählern für die NPD" (Eil-
brief des Landesverbandes Baden-Württem-
berg Nr. 9/67).

C. Sonstige rechtsradikale Gruppierungen

1. Vereinigungen im Kielwasser der NPD

Ein erheblicher Teil der Funktionäre und Mit-
glieder rechtsradikaler Gruppen gehört zu-
gleich der NPD an. Diese personelle Verflech-
tung und die weitgehend übereinstimmende 
Ideologie aller rechtsextremen Gruppierungen 
haben zum Teil eine enge Zusammenarbeit 
mit der NPD entstehen lassen. Der „Deutsche 
Studentenanzeiger", dessen Herausgeber für 
die NPD als Redner auftritt, gewährt der Par-
tei publizistische Unterstützung. Zwar wird der 
äußere Anschein parteipolitischer Unabhängig-
keit zur Zeit noch gewahrt, um dem Blatt eine 
weite Verbreitung zu sichern. Eine ähnliche 
enge Beziehung besteht zwischen der NPD und 
der Zeitschrift „Nation Europa". Sie wird den 
Rednern und Funktionären der Partei als Ar-
beitsgrundlage empfohlen (DN Nr. 39/66).

Rund 20 °/o der Mitglieder des „Deutschen Kul-
turwerks Europäischen Geistes", der „Aktion 
Oder-Neiße", der „Notgemeinschaft deutscher 
Bauern", der „Deutschen Sozialen Bewegung" 
und des „Reichsverbandes der Soldaten" (RdS) 
sind zugleich NPD-Aktivisten. Ein Mitglied 
des RdS-Präsidiums wurde als Verbindungs-
mann in den Vorstand des Landesverbandes 
Baden-Württemberg der NPD berufen, dessen 
Vorsitzender selbst Mitglied des RdS ist. Auch 
die „Deutsche Gesellschaft für Erbgesundheits-
pflege", die zum Kampf gegen den „biologi-
schen Verrat" aufruft, damit „die biologische 
Substanz des deutschen Volkes nicht noch 
weiter verschlechtert wird" (Erbe und Verant-
wortung Nr. 1/66, S. 16, Flugschrift der Ge-
sellschaft vom Januar 1967), ist stark mit 
NPD-Mitgliedern durchsetzt. „Der Deutsche 

Block" (DDB) empfiehlt die NPD seinen Mit-
gliedern und Anhängern als „Wahlpartei, die 
eine große Aufgabe vor sich hat und alles tun 
sollte, um erfolgreich bestehen zu können. . ." 
(Zeitschrift „Deutsche Politik" Nr. 8/67, S. 4). 
Völlig unterwandert von der NPD ist die 
„Kameradschaft Hessen der ehemaligen Inter-
nierten und Entnazifizierungsgeschädigten" 
(KDI). Dieses letzte Überbleibsel des ehemals 
über 20 000 Mitglieder zählenden und als ver-
fassungsfeindlich verbotenen „Bundesverban-
des der ehemaligen Internierten und Entnazi-
fizierungsgeschädigten" (BIE) wird von NPD-
Funktionären künstlich am Leben gehalten. 
Dagegen haben die rechtsextremen Jugend-
gruppen gegenüber der NPD eine gewisse 
Eigenständigkeit bewahrt.

2. Die Nationalneutralisten

Nicht alle rechtsradikalen Gruppen stützen die 
NPD. Den offenen Gegnern der NPD im organi-
sierten Rechtsradikalismus blieben allerdings 
bisher eigene Erfolge versagt. Versuche des 
früheren NPD-Parteivorsitzenden Thielen, un-
zufriedene Anhänger der NPD in einer „Natio-
nalen Volks-Partei" (NVP) zusammenzufassen, 
sind gescheitert. Auch die Nationalneutralisten 
[„Aktionsgemeinschaft Unabhängiger Deut-
scher" (AUD), „Vereinigung Deutsche National-
versammlung" (VDNV) — Redaktion der Wo-
chenschrift „Neue Politik"], die zu den ent-
schiedensten Kritikern der NPD in der extre-
men Rechten zählen, blieben bisher ohne Er-
folg. Ihre Anhängerschaft beträgt weniger als 
ein Zehntel der NPD-Mitglieder. Lediglich an 



den Wahlen zum Abgeordnetenhaus und zu 
den Bezirksverordnetenversammlungen von 
Berlin am 12. März 1967, an denen die NPD 
nicht teilgenommen hat, hat sich die AUD 
beteiligt und einen Stimmenanteil von 1,1 0/0 
erhalten.

Das Programm der AUD will nationalistische 
und sozialistische Vorstellungen verbinden. 
Es fordert eine neutralistische Außenpolitik 
zur Lösung der Deutschlandfrage. Mit ihrem 
Kampf gegen „Notstandsverfassung und 
Kriegsvorbereitung" wirbt sie um die Sympa-
thie linksextremer Bevölkerungsschichten. Der 
Parteiführer Hermann Schwann ist bereit, „ganz 
Deutschland kommunistisch werden zu lassen, 
wenn es keinen anderen Weg zur Erhaltung 
der volklichen Substanz der Deutschen und 
zur Wiederherstellung der deutschen Einheit" 
geben sollte („Deutsche Gemeinschaft" 1967, 
Nr. 15, S. 5). Ständestaatliche Vorstellungen 
werden mit pseudosozialistischen Schlagwor-
ten wie „Nationalisierung der Monopole", 
„Entmachtung des Großkapitals", „Sozialisie-
rung der Grundstoffindustrie" vermischt.

Die meisten Mitglieder und Aktivisten der 
AUD haben sich seit Jahren im Bereich des 
Rechtsradikalismus betätigt. Wie bei der NPD 
stammt annähernd die Hälfte aus dem Mittel-
stand. Intelligenzberufe und Arbeiterschaft 
sind in ihr kaum vertreten. Das Durchschnitts-
alter der AUD-Mitglieder liegt zwischen 48 
und 50 Jahren. Unsicherheit, Inaktivität und 
sinkendes Interesse der Mitglieder und Funk-
tionäre, verstärkt durch Enttäuschung und das 
Bewußtsein ihrer politischen Bedeutungslosig-
keit, kennzeichnen die innere Situation dieser 
Partei. Die Auflage der Parteizeitung „Deut-

sche Gemeinschaft" und des textgleichen 
Werbeorgans „Die Unabhängigen" stagniert. 
Dennoch will sich die AUD künftig an Wahlen 
beteiligen, u. a. im Jahre 1969 an der Wahl 
zum Deutschen Bundestag.
Die national-neutralistische Wochenschrift 
„Neue Politik" setzt sich für eine ständestaat-
lich gegliederte, „auf Räten beruhende Staats-
und Gesellschaftsordnung" ein („Neue Politik" 
Nr. 51/67, S. 5). Ähnliche Vorstellungen be-
herrschen die „Vereinigung Deutsche Natio-
nal-Versammlung" (vgl. ihre Broschüre: „Ge-
sichtspunkte einer gesamtdeutschen Verfas-
sung"). Die Stärke dieser Vereinigung geht zu-
rück.

3. Statistik

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat seit 
1954 verläßliches Zahlen- und Vergleichsmate-
rial über die Stärke des organisierten Rechts-
radikalismus erarbeitet. Die ermittelten Werte 
weisen bis einschließlich 1964 ein ständiges 
Absinken der Mitgliederzahlen auf, während 
zugleich die Zersplitterung des „nationalen 
Lagers" wuchs. Mit 20 700 Mitgliedern im 
Jahre 1964 (gegenüber 76 000 Ende 1954) war 
ein Tiefpunkt erreicht. Danach setzte eine 
Aufwärtsentwicklung ein, die sich 1967 ver-
langsamt hat (vgl. Skizze 4).

Die gegenwärtige Gesamtstärke aller rechts-
radikalen Organisationen wird auf rund 38 700 
Mitglieder geschätzt. Einzelheiten ergeben sich 
aus der folgenden Statistik, die für das Vor-
jahr genauere Schätzwerte angibt, als sie 
Ende 1966 vorlagen (vgl. Aus Politik und Zeit-
geschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das 
Parlament, Nr. 24/67 vom 14. 6. 1967, S. 21):





Mit Ausnahme der Parteien haben alle rechts-
radikalen Vereinigungen im Berichtsjahre 
Mitglieder eingebüßt. Ein wesentlicher Teil 
ist zur NPD abgewandert, die heute 72 °/o des 
organisierten Rechtsradikalismus umfaßt. Wei-
tere 10 °/o gehören der HIAG an, die in letzter 
Zeit allerdings bemüht ist, nicht mehr politisch 
in Erscheinung zu treten. Ihre Mitgliederzahl 
geht zurück. In die verbliebenen 18 °/o teilen 
sich 91 Splittergruppen.

Die Auflagen der rechtsextremen Presseorgane 
haben sich seit Beginn des Jahres von 272 900 
auf 288 000 erhöht. Davon entfallen:

224 000 Exemplare auf fünf wöchentlich er-
scheinende Zeitungen („Deutsche National-
Zeitung und Soldaten-Zeitung", „Deutsche 

Nachrichten", „Deutsche Wochenzeitung", 
„Deutsche Gemeinschaft", „Neue Politik").

20 000 Exemplare auf die drei Monatschriften 
„Nation Europa", „Der Freiwillige", „Klüter-
Blätter".
30 000 Exemplare auf den unregelmäßig er-
scheinenden „Deutschen Studentenanzeiger".

14 600 Exemplare auf 33 kleinere Presse- und 
Informationsdienste.
Das Anwachsen der rechtsradikalen Publizistik 
geht fast ausschließlich auf die erhöhten Auf-
lagenziffern der „Deutschen National-Zeitung 
und Soldaten-Zeitung", der „Deutschen Wo-
chen-Zeitung" und des „Deutschen Studenten-
anzeigers" zurück (vgl. Skizze 5). Nach wie vor 
hat das rechtsradikale Lager keine Tageszei-
tung.

D. Die Polemik der „Deutschen National-Zeitung und Soldaten-Zeitung"
(DNZSZ)

In der rechtsextremen Publizistik nimmt die 
DNZSZ seit Jahren wegen ihrer Aggressivität 
eine Sonderstellung ein. Der alleinige Gesell-
schafter der Verlags-GmbH, Herausgeber und 
Chefredakteur Dr. Gerhard Frey, bestimmt den 
Kurs des Blattes bis in die Einzelheiten. Jeder 
Beitrag bedarf vor der Veröffentlichung seiner 
Zustimmung. Die im Impressum angegebenen 
Funktionen und Zuständigkeiten der Verlags-
mitarbeiter haben nur geringe praktische Be-
deutung. Der „Leiter des politischen Ressorts", 
Dr. Willy Glasebock, kennt vor Erscheinen des 
Blattes lediglich die Beiträge, die er selbst 
schreibt. Der „Chef vom Dienst", Karl Mages 
— während der NS-Zeit u. a. Intendant des 
Reichssenders Saarbrücken —, fertigt nur nach 
den Weisungen Freys den Umbruch.

Bei Übernahme des Blattes im Jahre 1960 
durch den jetzigen Herausgeber hatte die Zei-

tung eine Druckauflage von ca. 31 000, wovon 
etwa 21 000 Exemplare verkauft wurden. In 
der Folgezeit stieg die Auflage ständig. Im 
IV. Quartal 1967 betrug die Druckauflage ca. 
137 000 Exemplare, verkauft wurden rund 
88 000 Stück. Diese Entwicklung ist das Ergeb-
nis einer intensiv betriebenen Werbung. Seit 
August 1967 fordert Frey seine Leser außer-
dem auf, die DNZSZ in ihrem „Rechtskampf" 
auch durch Geldspenden zu unterstützen. Die 
Höhe dieser zusätzlichen Einkünfte aus Spen-
den scheint nicht unerheblich zu sein.

Seit der Nahostkrise im Juni—Juli 1967 hat 
die DNZSZ ihre aggressive Hetze gegen Israel 
und den Zionismus noch intensiviert. Bei aller 
Unterschiedlichkeit der Beweggründe stimmen 
Schlagzeilen und Texte aus „Neues Deutsch-
land" und der kommunistischen „Berliner Zei-
tung" mit der Polemik der DNZSZ überein.
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Hier wie dort wird Israel mit dem national-
sozialistischen Unrechtsstaat auf eine Stufe 
gestellt („Neues Deutschland" vom 15. 6. 1967, 
„Berliner Zeitung" vom 13. 6. 1967, DNZSZ 
Nr. 27/67, S. 1 und 2, Nr. 29/67 S. 1 und 4). 
Auschwitz, so schreibt die DNZSZ, sei in 
Syrien, Jordanien und Ägypten neu entstan-
den (DNZSZ Nr. 29/67, S. 4). Für Frey steht 
„Gewaltanwendung ganz offenbar im Mittel-
punkt zionistischer Politik" (DNZSZ Nr. 24/67, 
S. 1). Jede Hilfe für Israel bringe „die Gefahr 
mit sich, der Beihilfe an Massenmorden schul-
dig zu werden, als Schreibtischtäter an den 
dortigen Verbrechen teilzunehmen, sie zu 
finanzieren" (DNZSZ Nr. 27/67, S. 1).

Die Zeitung beschäftigt sich mit der Stellung 
der jüdischen Mitbürger zum deutschen Staat. 
Ihre Agitation gipfelt in der Forderung, deut-
sche Juden hätten über den Besitz der deut-
schen Staatsangehörigkeit und den Nachweis 
ihrer Befähigung hinaus bei Übernahme öffent-
licher Ämter ein besonderes Treuebekenntnis 
zu Deutschland abzulegen. Jede Loyalität 
gegenüber Israel schließe die Glaubwürdigkeit 
eines solchen Bekenntnisses von vornherein 
aus (DNZSZ Nr. 8/67, S. 3, Nr. 2/67, S. 2, 
Nr. 26/65, S. 1 und 3, Nr. 33/67, S. 2). Wer 
sich zu Israel, dem Weltjudentum oder dem 
Zionismus bekennt, ist nach der DNZSZ nur 
„deutscher Staatsbürger auf Abruf" oder 
„Gast" (DNZSZ Nr. 8/67, S. 3). Von dieser 
Auffassung feitet die Zeitung konkrete For-
derungen ab. Für sie ist z. B. die Teilnahme 
eines jüdischen Mitbürgers an zionistischen 
Kongressen unvereinbar mit dem „Bekenntnis 
zum Vaterland" (DNZSZ Nr. 2/67, S. 2).

Einen weiteren Schwerpunkt bildet nach Häu-
figkeit und Intensität die Polemik gegen einige 
osteuropäische Staaten.

Für die „Deutsche National-Zeitung und Sol-
daten-Zeitung" sind die „Polen ein unheilbares 
Volk, das auf neuen Landraub drängt" (DNZSZ

1. Nazistische Zusammenschlüsse

Alle Hinweise, die für die Existenz nazisti-
scher Untergrundgruppen im Bundesgebiet 
sprechen könnten, sind auch 1967 untersucht 
worden. Die Ergebnisse dieser Ermittlungen 
waren negativ. Weder die intensive Beobach-
tung des organisierten Rechtsradikalisrnus 
noch die Bekämpfung von Staatsschutzdelikten 
erbrachten konkrete Anzeichen, daß im politi-
schen Untergrund der Bundesrepublik nazisti-
sche Aktionsgruppen tätig sind.

Nr. 29/67, S. 3). Die Regierungen Polens, der 
Tschechoslowakei und Jugoslawiens werden 
fortgesetzt als Verbrecher- und Mörderregime 
bezeichnet (DNZSZ Nr. 3/67, S. 5, Nr. 5/67, 
S. 1, Nr. 17/67, S. 6, Nr. 28/67, S. 1 und 7, 
Nr. 31/67, S. 8 und 14, Nr. 33/67, S. 5). Füh-
rende deutsche Politiker werden in einer Form 
angegriffen, die keinerlei Achtung vor dem 
politischen Gegner erkennen läßt.

Zu den Methoden des Blattes gehört es, reiße-
rische Schlagzeilen als „Aufmacher" zu ver-
wenden, wobei der nachfolgende Text mit der 
Schlagzeile vielfach kaum in Einklang zu brin-
gen ist. Frey bedient sich dieser Methode, um 
den Absatz des Blattes zu steigern, und als 
Instrument seines politischen Kampfes. Dabei 
ist er sich darüber im klaren, daß seine Schlag-
zeilen für sich allein antisemitisch wirken. Die 
öffentliche Kritik im In- und Ausland und 
zahlreiche Strafanzeigen beweisen das. Dessen 
ungeachtet hall Frey an dieser Agitations-
methode fest.

Mitte August 1967 hat. die Staatsanwaltschaft 
München gegen Frey und den Chef vom 
Dienst, Karl Mages, Anklage wegen fortgesetz-
ter Volksverhetzung, staatsgefährdender Agi-
tation und Beleidigung erhoben. In diesem 
Sammelverfahren wird geprüft werden, ob die 
Veröffentlichungen des Blattes seit 1965 in 
ihrer Gesamtwirkung strafbar sind. Breite 
Kreise der Öffentlichkeit des In- und Auslan-
des fordern rechtliche Maßnahmen gegen die 
Zeitung.

Selbst die NPD hat aus Besorgnis, mit der 
Hetze der DNZSZ identifiziert zu werden, die 
Methode Freys kritisiert, „aus der Flut ein-
schlägiger antisemitischer Literatur mit jenem 
gewissen Unterton" das zu zitieren, „was man 
glaubt, nicht selbst sagen zu können" (Rund-
schreiben des NPD-Parteivorstandes vom 4. 10. 
1967). Frey fühlt sich durch Anrufe und Zu-
schriften bedroht, die sich empört gegen diese 
kaum verhüllte Hetze wenden.

E. Der Untergrund

Ermittlungen gegen einen früheren Gauleiter 
der NSDAP, der ein Rundschreiben an seine 
„ehemaligen Mitkämpfer und Mitkämpferin-
nen (Gauamtsleiter, Kreisleiter, Kreisamtslei-
ter, Ortsgruppenleiter und Ortsgruppenamts-
leiter)" richtete, bestätigten, daß unbelehrbare 
Nationalsozialisten auch heute noch Kontakte 
mit Gleichgesinnten unterhalten. Einige Brief-
partner dieses Repräsentanten der Hitlerzeit 
legten in ihren Antwortschreiben offene Be-
kenntnisse zum Nationalsozialismus ab. Doch





ist aus dieser Korrespondenz keine politische 
Aktivität hervorgegangen. Ob vereinzelte Tref-
fen ehemaliger nationalsozialistischer Polizei-
offiziere („Salzburger Kreis") und ehemaliger 
Ordensjunker („Kameradschaftskreis der Alten-
burger") sowie ein Diskussionskreis, dessen 
Teilnehmer in unregelmäßigen Zeitabständen 
auf der Sababurg (Weser) zusammen kommen, 
eine Untergrundtätigkeit vorbereiten sollen, 
wird geprüft. Bisher wurden alle Versuche von 
Anhängern verbotener rechtsradikaler Organi-
sationen, ihre politische Aktivität illegal fort-
zusetzen, bereits nach kurzer Zeit wieder auf-
gegeben.

Die nazistisch und antisemitisch motivierten 
Straftaten enthielten auch im Jahre 1967 keine 
Hinweise auf eine Steuerung aus dem Unter-
grund. Lediglich eine Flugblattaktion wies ent-
sprechende Merkmale auf. Die Flugblätter 
wurden hauptsächlich an Angehörige und 
Dienststellen der amerikanischen Streitkräfte 
in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin versandt. Durch rechtsradikale Pa-
rolen wie „Deutschland erwache" sollte bei 
den Empfängern der Eindruck entstehen, es 
handle sich um eine Aktion des nazistischen 
Untergrundes. Text- und Bildgestaltung sowie 
die Art der Versendung der Flugblätter spre-
chen dafür, daß die Aktion von einer kommu-
nistischen Zersetzungszentrale ausging.

2. Internationaler Faschismus

Relativ starke Kontakte bestehen zwischen der 
extremen Rechten im Bundesgebiet und ent-
sprechenden Gruppen im deutschsprachigen 
Ausland. Insbesondere der deutsche und öster-
reichische Rechtsradikalismus haben sich seit 
jeher wechselseitig gefördert. Die ideologische 
Übereinstimmung reicht so weit, daß in beiden 
Ländern z. T. gleichnamige Organisationen 
entstanden (z. B. „Deutsches Kulturwerk Euro-
päischen Geistes"), die eng zusammenarbei-
ten. Zahlreiche Österreicher halten Verbin-
dung zu rechtsextremen Vereinigungen in 
der Bundesrepublik, in der sie sich zum Teil 
als Redner und Publizisten betätigen. Aktuel-
ler Anlaß für diese Aktivität ist häufig das 
Südtirolproblem. Im Jahre 1967 wurden zwei 
deutsche Staatsangehörige während ihres Stu-
diums in Innsbruck zur Teilnahme an Terror-
anschlägen in Südtirol angestiftet. Die gegen 
sie eingeleiteten Strafverfahren sind noch nicht 
abgeschlossen.

Rechtsextreme Tendenzen im Bundesgebiet 
werden weiterhin von gleichgesinnten Kreisen 
des Auslandsdeutschtums unterstützt, so von 
dem Brasilianer deutscher Abstammung Alfred 
Winkelmann, dem Publizisten Wilfred van 

Oven in Argentinien und dem Präsidenten der 
„Federation of American Citizens of German 
Descent" und Schriftführer des „Deutsch-Ame-
rikanischen Nationalkongresses" (DANK), 
Prof. L. Austin App, Philadelphia, der außer-
dem Mitarbeiter der „Deutschen National-Zei-
tung und Soldaten-Zeitung“ ist. In Südafrika 
haben sich deutsche Einwanderer mit der NPD 
solidarisch erklärt. Einige von ihnen bezeich-
nen sich als Mitglieder dieser Partei.
Der internationale Faschismus hat das Auf-
kommen der NPD lebhaft begrüßt. Die von 
dem ehemaligen Pressereferenten des Propa-
gandaministers Dr. Goebbels, W. van Oven, 
herausgegebenen „Deutschen Kommentare am 
Rio de la Plata" schlossen sich wiederholt der 
NPD-Polemik gegen die „deutschen System-
parteien" und ihre „Verzichtsapostel" an 
(Nr. 122/67, S. 11, 125/67, S. 5, 127/67, S. 15).

Die „Europäische Neuordnung" (ENO) des 
Schweizers G. A. Amaudruz würdigte die 
Wahlerfolge der NPD als „Erwachen des deut-
schen Volkes", das als „wichtigstes Bollwerk 
der arischen Rasse" bezeichnet wird (III. Mai-
länder Erklärung vom 26. 3. 1967). Die ENO 
erstrebt einen „europäischen Bundesstaat", der 
die „Rasse in den Mittelpunkt des Gemein-
schaftslebens" stellt (Europäischer Beobachter 
vom Januar 1967, S. 3). Auch die schwedische 
„Nordiska Riskpartiet", Stockholm, die Hitler 
und Mussolini heute noch glorifiziert, hat die 
NPD als „Befreiungsbewegung des mißhandel-
ten Deutschlands" gefeiert („Nordisk Kamp" 
Nr. 3/67, S. 5).

Nach den gescheiterten Versuchen der „Euro-
päischen Neuordnung", der belgischen Bewe-
gung „Jeune Europe" und der „National So-
cialist White Peoples Party" in den USA, auf 
deutschem Boden Zweigniederlassungen zu 
gründen, sind weitere Schritte in dieser Rich-
tung nicht mehr beobachtet worden. Die deut-
sche Sektion der „Europäischen Sozialen Be-
wegung" (ESB) in Malmö hat viele Mitglieder 
an die NPD verloren; sie zeigt Auflösungs-
erscheinungen. Ihr Informationsdienst „Der 
Weg nach vorn" ist schon wegen der kleinen 
Auflage politisch bedeutungslos. Dagegen gilt 
die in Coburg erscheinende Monatsschrift „Na-
tion Europa" nach wie vor als wesentliches 
Agitationsmittel des internationalen Faschis-
mus.

In zunehmendem Maße dienen Reisen in- und 
ausländischer Rechtsextremisten dem persön-
lichen Gedankenaustausch, der durch anschlie-
ßende Briefkontakte und Übermittlung von 
Agitationsmaterial vertieft wird. Der Zustrom 
nazistischer und antisemitischer Pamphlete aus 
dem Ausland hält an. Im Jahre 1967 gelangten 



außer den etwa 60 periodisch erscheinenden 
Zeitschriften des internationalen Faschismus 
mindestens 70 verschiedene Flugschriften und 
Broschüren in unbekannter Auflage in die 
Bundesrepublik. Dieses Material stammt aus 
19 Ländern, vorwiegend jedoch aus den USA 
(National Socialist White People’s Party), 
England (National Socialist Movement, British 
Union Movement) und Schweden. Die vorwie-
gend in englischer Sprache verfaßten Hetz-
schriften, deren Inhalt sich meistens in einer 
abstoßenden, auf die Probleme des eigenen 
Landes bezogene Rassenhetze sowie in der 
primitiven Verherrlichung Hitlers und des 
Nationalsozialismus erschöpft, haben offen-
sichtlich keine Wirkung auf die deutsche Be-
völkerung.

3. Terrorgruppen der Ostemigration

In der Bundesrepublik Deutschland leben etwa 
150 000 Ostemigranten, die in ihrer überwie-
genden Mehrheit politisch nicht tätig sind. 
Lediglich kleine Gruppen kroatischer Nationa-
listen neigen zu Geheimbündelei, Terror und 
sonstigen politisch motivierten Straftaten. Im 
Jahre 1967 wurden sieben Kroaten wegen 
Sprengstoffverbrechen, Totschlag und Mord-
versuch zu hohen Zuchthaus- und Gefängnis-

strafen verurteilt. Damit hat sich die Zahl der 
von deutschen Gerichten seit 1964 abgeurteil-
ten Terroristen kroatischer Herkunft auf 39 
erhöht. Die nachfolgend aufgeführten Aus-
schreitungen aus der letzten Zeit waren Anlaß 
zu neuen Ermittlungsverfahren:
Im April 1967 wurde das „Hauptquartier in 
Europa" der „Kroatischen Revolutionären Bru-
derschaft" (HRB) in Stuttgart aufgedeckt, das 
von einem aus Australien eingeschleusten 
kroatischen Ehepaar geleitet wurde. Die Mit-
glieder der Organistaion hatten sich freiwillig 
verpflichtet, Verrat in den eigenen Reihen mit 
dem Tode zu ahnden. Sie benutzten Deck-
namen sowie Tarnkennzeichen für geplante 
Aktionen wie die Entführung eines jugoslawi-
schen Diplomaten und Sprengstoffanschläge in 
Jugoslawien. Im August brach der Kroate 
Alois Glasnic kurz nach seiner Entlassung aus 
der Strafhaft in ein Sprengstofflager bei Säk-
kingen ein. Er stahl mehr als zwei Zentner 
Sprengstoff sowie Sprengkapseln und Zünd-
mittel, die zu politischen Anschlägen verwen-
det werden sollten. Im September 1967 wurde 
der Exilkroate Simundic bei Stuttgart erschos-
sen aufgefunden. Die Ermittlungen über die 
Hintergründe dieses Falles sind noch nicht ab-
geschlossen.

F. Straftaten mit rechtsradikalem Hintergrund

1. Allgemeine Entwicklung
Die Zahl der nazistischen und antisemitischen 
Ausschreitungen hat 1967 abgenommen. Es 
wurden 387 Vorfälle gezählt (gegenüber 449 
im Vorjahre), bei denen der objektive Tat-
bestand nazistische oder antisemitische Merk-
male trug, auch wenn es sich um Unfughand-
lungen von Kindern, Geistesgestörten oder um 
sonstige Taten mit offensichtlich unpolitischem 
Charakter handelte. Nicht berücksichtigt wur-
den Hakenkreuz-Schmierereien gegen die 
NPD, da in diesen Fällen das nationalsoziali-
stische Symbol dazu diente, den rechtsradika-
len Charakter der Partei anzuprangern. Die 
Vorkommnisse verteilen sich ohne nennens-
werte Schwankungen relativ gleichmäßig über 
das ganze Jahr. Ihre räumliche Streuung zeigt, 
daß in erster Linie die Länder Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen und Berlin betroffen 
sind. Auf sie entfallen 71 % aller Vorfälle. Es 
folgen Bayern und Hessen. In den übrigen 
Ländern ereigneten sich nur insgesamt 7°/o der 
Fälle.

2. Die Vorfälle im einzelnen
Die Erscheinungsformen der nazistischen und 
antisemitischen Vorkommnisse im Bundes-

gebiet sind im einzelnen in Skizze 6 dar-
gestellt.
Die Zahl der Beschädigungen und Zerstörun-
gen auf jüdischen Friedhöfen ist 1967 zurück-
gegangen. Nur fünf dieser Vorfälle wurden 
nach den Tatumständen eindeutig als gezielte 
antisemitische Aktionen erkannt. So wurden 
auf dem jüdischen Friedhof in Rinteln Haken-
kreuze auf Grabsteine geschmiert. Der Fried-
hof in Langenselbold/Hessen wurde im No-
vember 1967 durch Umwerfen von Grabsteinen 
zum sechsten Male seit 1947 geschändet. In 
Dachau haben unbekannte Täter in der Nacht 
zum 1. Mai den jüdischen Gedenkstein auf 
dem Friedhof des ehemaligen Konzentrations-
lagers und im November ein jüdisches Grab-
mal auf dem Waldfriedhof mit Hakenkreuzen 
und nazistischen Parolen besudelt. Auch die 
Zahl der gegen jüdische Mitbürger oder poli-
tisch Andersdenkende gerichteten Drohungen 
und Beleidigungen ging im Vergleich zum 
Vorjahre zurück. Zumeist handelte es sich hier 
um Affekttaten im Verlauf privater Streitig-
keiten oder unter Alkoholeinfluß. Wiederholt 
wurden jedoch auch Angehörige der jüdischen 
Glaubensgemeinschaft, Politiker, Journalisten 
und Gewerkschaftsfunktionäre durch anonyme





Briefe oder Telefonanrufe belästigt. Mehrere 
Rundfunkanstalten im Bundesgebiet erhielten 
Briefe mit Schmähungen im nazistischen Stil. 
In ähnlicher Form behelligten anonyme Täter 
die israelische Botschaft in Bad Godesberg. In 
einigen wenigen Fällen wurden Flugblätter 
sowie Handzettel verstreut und mit primiti-
ven Mitteln angefertigte Plakate geklebt, die 
sich gegen das Judentum richteten oder NS-
Parolen enthielten. Im Grenzraum bei Aachen 
richteten sich nazistische Schmierereien gegen 
christliche Friedhöfe und Kirchen. In Greven-
Fuestrup (Westfalen) besudelten unbekannte 
Täter die Innenwände einer katholischen Ka-
pelle mit Hakenkreuzen und antisemitischen 
Losungen. Verschiedentlich wurden gleichzei-
tig mit der Schmieraktion andere Straftaten 
wie Einbruchsdiebstähle oder Sachbeschädi-
gungen verübt.

3. Die Täter und ihre Motive

Die Strafverfolgungsbehörden haben bisher 
156 der 387 Vorfälle aufgeklärt. Von 193 er-
mittelten Tätern sind 115 (60 °/o) jünger als 
30 Jahre. Bei der Aufteilung der Altersgruppen 
fällt auf, daß der Anteil jugendlicher Täter 
1967 stark zugenommen hat (s. Tabelle oben 
rechts).

Die Täter entstammen, von einigen Angehöri-
gen selbständiger und leitender Berufe abge-
sehen, als Lehrlinge, Arbeiter, Büroangestellte, 
Vertreter oder Kleingewerbetreibende vorwie-
gend den sozial schwächeren Bevölkerungs-
schichten. Einige von ihnen waren zur Tatzeit 
arbeitslos. Acht Täter sind Ausländer.
In den bisher aufgeklärten Fällen ließen sich 
die Täter von folgenden Beweggründen leiten:

19 Personen (10%) handelten aus politischer 
Überzeugung; sie sind zumeist unbelehrbare 
Nationalsozialisten oder Antisemiten. Abwei-
chend von der oben genannten Altersschich-

tung sind die in dieser Gruppe erfaßten Per-
sonen zu 85 % älter als 30 Jahre.

48 Personen (25 %) haben sich im Affekt oder 
unter Alkoholeinfluß zu antisemitischen Belei-
digungen hinreißen lassen. Dabei waren die 
vorherrschenden Beweggründe offensichtlich 
politische Ressentiments. Von diesen Tätern 
ist jeder fünfte wegen krimineller Delikte 
vorbestraft.

99 Personen (51 %) begingen Unfughandlun-
gen aus Geltungs- oder Nachahmungsdrang 
ohne politische Beweggründe.

22 Personen (11%) sind Kinder. Sie haben 
jüdische Grabstätten beschädigt oder Haken-
kreuze geschmiert.

5 Personen (3 %) sind wegen Schwachsinns 
oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit 
unzurechnungsfähig.

Aufschluß über die Motive der seit 1960 er-
mittelten Täter gibt die folgende Übersicht:



G. Maßnahmen:

1. Straf- und Einziehungsverfahren, Verbote

Im abgelaufenen Jahre wurden im Bundes-
gebiet 75 Personen wegen strafbarer Handlun-
gen mit extrem-nationalistischem oder anti-
semitischem Hintergrund verurteilt. 64 dieser 
Urteile sind rechtskräftig. Damit hat sich die 
Zahl der Verurteilten auf diesem Gebiet seit 
1960 auf 879 erhöht.

Insgesamt stellten die deutschen Gerichte von 
1960 bis 1967 50 Vereinigungsdelikte, 106 
Straftaten aus terroristischen Motiven, 388 
Fälle staats- und ordnungsgefährdender Agi-
tation, 146 Vergehen gegen das Versamm-
lungsgesetz und 844 sonstige Rechtsverstöße 
einschließlich der antisemitischen Beleidigun-
gen fest. 110 der in diesem Zeitraum ab-
geurteilten 879 Täter gehörten rechtsradikalen 
Organisationen an (12%). Verhängt wurden 
von 1960 bis 1967:

18 Zuchthausstrafen,
davon 16 gegen Ausländer,

32 Gefängnis- und Jugendstrafen von einem 
bis zu fünf Jahren,
davon 12 gegen Ausländer,

69 Gefängnis- und Jugendstrafen zwischen 
sechs Monaten und einem Jahr,
davon fünf gegen Ausländer,

309 Gefängnisstrafen unter sechs Monaten, 
davon acht gegen Ausländer,

329 Geld- bzw. Haftstrafen (die neben Gefäng-
nis verhängten Geldstrafen sind in dieser Sta-
tistik nicht erfaßt),

122 Maßregeln und Zuchtmittel nach dem Ju-
gendgerichtsgesetz.

Im gleichen Zeitraum wurden 59 nazistische 
oder antisemitische Bücher und Hetzschriften, 
davon 14 aus dem Ausland, rechtskräftig ein-
gezogen. Darüber hinaus sind zahlreiche perio-
disch erscheinende Druckschriften als Folge 
von Vereinigungsverboten oder Strafverfahren 
erloschen. Auch im Jahre 1967 haben die 
Ämter für Verfassungsschutz mehrere rechts-
extreme Druckerzeugnisse den Strafverfol-
gungsbehörden vorgelegt. Zur Zeit sind sechs 
Einziehungsverfahren anhängig.

Am 7. September 1967 wurde der „Kroatisch 
Demokratische Ausschuß" (HDO) wegen ge-
heimbündlerischer Tätigkeit vom Bundesmini-
ster des Innern verboten und aufgelöst. Das 
Verbot ist rechtskräftig. Gegenüber Ost-
emigranten, die das ihnen gewährte Gastrecht 
mißbrauchten, wurde von den Möglichkeiten 

des Ausländergesetzes (Einschränkung oder 
Untersagung der politischen Betätigung, räum-
liche und zeitliche Beschränkungen der Auf-
enthaltserlaubnis) verstärkt Gebrauch ge-
macht. Die Grenzüberwachungsliste der Bun-
desrepublik Deutschland enthält zur Zeit die 
Namen von 32 ausländischen Faschisten, gegen 
die Einreiseverbote verhängt oder sonstige 
Überwachungsmaßnahmen angeordnet wur-
den.

2. Intensivierung des Staatsschutzes gegen 
die Gefahr von rechts

Der Deutsche Bundestag, die Parlamente der 
Länder sowie die Innen-, Justiz- und Kultus-
minister haben sich wiederholt und eingehend 
mit der Frage befaßt, wie der Rechtsradikalis-
mus wirksamer bekämpft werden kann. Sie 
haben ihre Entschlossenheit bekundet, die er-
forderlichen rechtlichen und politischen Mittel 
zum Schutze der Demokratie gegen die Ver-
fassungsfeinde von rechts und links einzuset-
zen. Die Repräsentanten des Rechtsradikalis-
mus im Bundesgebiet haben auch künftig bei 
Verstößen gegen die bestehende Rechtsord-
nung mit Strafverfahren und Verboten zu 
rechnen. Wie die Erfahrung lehrt, reichen je-
doch exekutive Maßnahmen allein nicht aus, 
den politischen Radikalismus an seinen Wur-
zeln zu treffen. Hierzu bedarf es vor allem 
geeigneter Maßnahmen der politischen Bildung 
und der politischen Auseinandersetzung. Sol-
che Mittel wurden im Jahre 1967 verstärkt 
eingesetzt. Darüber hinaus haben die gegen-
wärtigen Erscheinungsformen und Folgen ex-
trem nationalistischer Agitation Anlaß zu 
rechtspolitischen Erwägungen im Rahmen der 
Reform des Staatsschutzrechts gegeben.

Wie haltlos die Vorwürfe östlicher Stellen 
sind, in der Bundesrepublik Deutschland wür-
den neonazistische Tendenzen „geduldet und 
sogar unterstützt" („Neues Deutschland" vom 
9. 12. 1967, S. 3), lassen u. a. die folgenden 
Maßnahmen aus letzter Zeit erkennen:

Die Parlamente in Bund und Ländern haben 
die Regierungen aufgefordert, die Tätigkeit 
politisch extremer Gruppen im Bundesgebiet 
verstärkt beobachten zu lassen und auf ihre 
Vereinbarkeit mit der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung zu überprüfen. Bei 
einigen Innenministerien wurden Beauftragte 
für die Koordinierung der Auseinandersetzung 
mit dem Rechtsradikalismus ernannt, so z. B. 
in Baden-Württemberg durch Beschluß des 
Landtages vom 20. Juli 1966.



Die mit der Überwachung der extremen Rech-
ten beauftragten Staatsschutzorgane wurden 
personell verstärkt.
Die Bundes- bzw. Landeszentralen für politi-
sche Bildung haben ihre Arbeit wesentlich 

■intensiviert. Mehr als tausend Vorträge und 
Seminare, die diese Institutionen veranstaltet 
oder gefördert haben, dienten der Aufklärung 
über den politischen Radikalismus und der 
Festigung des demokratischen Bewußtseins in 
der Bevölkerung. Das gleiche Ziel wurde durch 
den Ankauf und die Verbreitung zahlreicher 
Publikationen verfolgt. Entsprechende Initiati-
ven gingen von den Referenten für staats-
politische Offentlichkeits- und Bildungsarbeit 
der Innenministerien aus.
Das Bundesministerium der Verteidigung hat 
wiederholt gegen rechtsradikale Strömungen 
Stellung genommen. Es gab für den staats-
politischen Unterricht in der Truppe entspre-
chendes Informationsmaterial heraus (Infor-
mation für die Truppe Heft 2/67). Rechts- und 
linksextreme Presseorgane dürfen innerhalb 
der Kasernenbereiche der Bundeswehr nicht 
vertrieben werden.
Der Bundesjugendplan 1967 stellte erhebliche 
Mittel bereit, um „junge Menschen in die 
gesellschafts- und staatspolitischen Gegeben-
heiten ihrer Umwelt einzuführen und ihnen 
die Werte einer freiheitlich-demokratischen 
Lebens- und Staatsordnung verständlich zu 
machen". Für den Unterricht in den Schulen 
gelten seit Jahren einheitliche Richtlinien und 
Empfehlungen der „Ständigen Konferenz der 
Kultusminister", die sich als Mittel der politi-
schen Bildung bewährt haben.

3. Die Reaktion der demokratischen Öffent-
lichkeit

Die staatlichen Initiativen zur Abwehr rechts-
radikaler Bestrebungen wurden durch Aktio-
nen aus allen Kreisen der demokratischen 
Öffentlichkeit unterstützt. Parteien und Ge-
werkschaften sowie Presse, Rundfunk und 
Fernsehen leisteten wertvolle Bildungs- und 
Aufklärungsarbeit.

Nachdem die Deutsche Angestellten-Gewerk-
schaft bereits im April 1966 alle NPD-Mitglie-
cier von haupt- oder ehrenamtlichen Funktio-
nen in der Gewerkschaft ausgeschlossen hatte, 
ging der Deutsche Gewerkschaftsbund auf sei-
nem Bundeskongreß im Mai 1966 in Berlin 
noch einen Schritt weiter, in dem er fest-
stellte, „daß die Zugehörigkeit zur NPD mit 
der Mitgliedschaft bei den im DGB zusammen-
geschlossenen Industriegewerkschaften und 
Gewerkschaften unvereinbar" sei. Aufgrund 
dieser Beschlüsse wurden auch im abgelaufe-
nen Jahre NPD-Aktivisten aus den Gewerk-
schaften ausgeschlossen. Die Mandatsträger 
des DGB wurden durch besondere Schulung 
auf die Abwehr rechtsextremer Tendenzen in 
den Betrieben vorbereitet. In den Landesbezir-
ken des DGB bildeten sich „Arbeitskreise ge-
gen Rechtsradikalismus". Außerdem führten 
die Gewerkschaften öffentliche „Informations-
veranstaltungen" über die NPD durch.

In mehreren Bundesländern sind inzwischen 
überparteiliche Arbeitskreise zur Bekämpfung 
extrem nationalistischer Bestrebungen entstan-
den. So z. B. in Niedersachsen das aus 26 nam-
haften Persönlichkeiten des Landes gebildete 
Kuratorium „Schutz der Demokratie — Bürger-
aktion gegen Rechtsradikalismus", in Hessen 
das „Komitee Wachsamkeit", in Bayern die 
„Deutsche Widerstandsbewegung gegen 
rechtsradikale Elemente' und in Baden-Würt-
temberg die „Aktion zur Bekämpfung des 
Rechtsradikalismus“. Auch kirchliche Kreise 
haben sich in zunehmendem Maße kritisch mit 
der NPD auseinandergesetzt. Vor allem in 
ihren Jugendorganisationen haben sie in Hun-
derten von Einzelveranstaltungen politische 
Bildungsarbeit geleistet. Professoren und Stu-
denten der Hochschulen im Bundesgebiet sind 
in Schweigemärschen, Podiumsgesprächen, 
Protestversammlungen und mit Flugblattaktio-
nen gegen die NPD aufgetreten. Zahlreiche 
Verlage brachten Bücher, Broschüren und Auf-
sätze heraus, die sich mit Argumentation und 
Nährboden des Rechtsradikalismus befaßten 
(vgl. Anhang).

H. Schlußbemerkung

1. Der Bericht zeigt, daß die NPD eine ernst 
zu nehmende Erscheinung des deutschen 
Rechtsradikalismus geworden ist. Sie hat zwar 
1967 den Aufschwung des Vorjahres nicht 
fortsetzen können und bisher auch in keinem 
Fall die selbstgesteckten Wahlziele erreicht. 
Es gelang ihr aber trotz innerer Krisen, ihre 

Organisation auszubauen, die erreichten Posi-
tionen zu festigen und einen festen Platz im 
Bewußtsein der politisch interessierten Offent-
lichkeit zu behaupten.
2. Die NPD, der weniger als ein Zehntel der 
Wahlberechtigten zuneigt, stellt noch keine 
akute Gefahr für die deutsche Demokratie 



dar. Ihr politischer Einfluß auf die Willens-
bildung der verfassungsmäßigen Organe ist 
nach wie vor gering. Das gilt auch für Länder, 
in deren Parlamenten die Partei vertreten ist. 
Soziologische und demoskopische Unter-
suchungen ergaben überdies, daß das Reser-
voir potentieller Wähler der NPD begrenzt 
ist. Gleichwohl zeigt allein ihre Existenz und 
das Verhalten der Wählerschaft ihr gegen-
über, wo mögliche Gefahrenherde für die 
freiheitliche Ordnung unserer Gesellschaft 
liegen. Sie zeigt, daß ein Teil der Bevölke-
rung bereit ist, romantisch-nationalistischen 
Vorstellungen zu folgen und dabei auch Pa-
rolen Glauben zu schenken, deren Gefähr-
lichkeit und Irrealität für den politisch Ein-
sichtigen auf der Hand liegen. Sie zeigt 
auch, daß eine verantwortungslose Spekula-
tion auf nationale Emotionen und auf die 
Idealisierung längst überholter gesellschaftli-
cher Strukturen zu gewissen politischen Erfol-
gen führen kann. In diesem von der NPD 
aktivierten autoritären und nationalistischen 
Gedankengut einer Minderheit liegt die 
eigentliche Gefahr für die Demokratie.

Eine Beantwortung der Frage, ob die recht-
lichen Voraussetzungen für ein Verbot dieser 
Partei gegeben sind, ist nicht Gegenstand 
dieses Berichts.
3. Die Reaktion der deutschen Öffentlichkeit 
auf das Auftreten der NPD, die dadurch ent-
fachte Neubesinnung auf die Grundwerte einer 
freiheitlichen Demokratie und die zahllosen, 
privater Initiative entsprungenen Versuche 
einer politischen und pädagogischen Ausein-
andersetzung mit ihrem Gedankengut zeigen, 
daß die Gesellschaft über Abwehrkräfte ver-
fügt, um derartigen Gefahren zu begegnen. 
Diese Abwehrkräfte zu stärken, ist eine vor-
dringliche Aufgabe aller demokratischen Par-
teien und Verbände, der staatlichen Organe, 
der pädagogischen Einrichtungen und der Me-
dien der politischen Kommunikation. Bundes-
kanzler Kurt Georg Kiesinger erklärte am 
11. März 1968 in dem „Bericht über die Lage 
der Nation im geteilten Deutschland" vor dem 
Deutschen Bundestag:
„Die extremistischen Parteien, darüber sind 
wir uns wohl alle einig, müssen in erster Linie 
durch die politische Auseinandersetzung zu-
rückgedrängt werden. Da wo Gefahr droht, 

wird die Bundesregierung aber nicht zögern, 
auch mit verfassungsmäßigen Mitteln gegen 
solche Parteien vorzugehen, die unsere frei-
heitlich-demokratische Grundordnung be-
drohen."
4. Größer als der bisher durch diese Partei 
entstandene innenpolitische Schaden ist die 
von ihr verursachte Belastung der deutschen 
Außenpolitik. Die NPD hat durch ihr Auftre-
ten in allen Völkern, die unter den Auswir-
kungen des letzten großen Krieges gelitten 
haben, Beklemmung und Furcht hervorgeru-
fen. Die Propaganda der kommunistischen 
Staaten benutzt diese Partei — vielfach wider 
besseres Wissen —, um die freundschaftlichen 
Beziehungen der Bundesrepublik zu anderen 
Staaten zu stören und der um Abbau der 
Spannungen bemühten Politik der Bundes-
regierung Hindernisse in den Weg zu legen. 
Dies führt dazu, daß gerade die Partei, die die 
nationalen Interessen mehr als alle anderen 
zu wahren vorgibt, diesen nationalen Inter-
essen großen Schaden zufügt.

5. Eine ähnliche Rolle spielt in der Publizistik 
die „Deutsche National-Zeitung und Soldaten-
Zeitung". Sie setzt ihre skrupellose Polemik 
gegen andere Völker und Volksgruppen fort, 
zumal gegen solche, die unter Gewalttaten 
einer deutschen Regierung schwer gelitten 
haben. Die Aufmerksamkeit, die dieses Blatt 
vor allem im Ausland findet, steht in keinem 
Verhältnis zu seiner Auflage. Der dadurch dem 
Ansehen Deutschlands in aller Welt zugefügte 
Schaden ist beträchtlich.
6. Dieser Bericht dient wie sein Vorgänger 
dazu, der Öffentlichkeit ein ungeschminktes 
Bild von den Gefahren aufzuzeigen, die der 
verfassungsmäßigen Ordnung seitens der ex-
tremen Rechten drohen. Ein Bericht über die 
nicht minder ernst zu nehmende Gefährdung 
der Demokratie durch kommunistische Bestre-
bungen wird folgen. Beides sind Ergebnisse 
der Arbeit der Verfassungsschutzbehörden des 
Bundes und der Länder, deren Aufgabe darin 
besteht, alle gegen die verfassungsmäßige 
Ordnung gerichteten Bestrebungen sorgfältig 
zu beobachten. Die notwendigen Folgerungen 
aus diesen Beobachtungen zu ziehen, ist nicht 
nur Sache von Regierung, Verwaltung und 
Justiz, sondern jedes demokratischen Bürgers 
dieses Staates.
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